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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Das Thema Lobbying wurde im Jahr 2015 – nicht nur aufgrund der im Monat Mai
losgetretenen sogenannten «Kasachstan-Affäre» – ein medial breit begleitetes
Politikum. Angeprangert wurde dabei insbesondere die geringe Transparenz, die bei
der Interessenvertretung im Bundeshaus herrsche. 
Die Aargauer Zeitung zeigte schon im Januar am Beispiel von Thomas Borer auf – der
Ex-Botschafter soll im Auftrag eines russischen Oligarchen versucht haben,
Parlamentsmitglieder zu beeinflussen –, welche Lobbyisten-Praktiken zwar nicht
verboten, aber umstritten seien: die Verschleierung des Auftraggebers, übertriebene
Zuwendungen, Vergabe von Mandaten an Parlamentarierinnen und Parlamentarier
durch die Privatwirtschaft, entgeltliches Anbieten der Badges, von denen
Parlamentsmitglieder jeweils zwei vergeben können oder lobbyistisches Wirken
ehemaliger Bundesbeamter und ehemaliger Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die ihr Zutrittsrecht behalten. Insgesamt gebe es rund 500 Interessenvertreter, so
rechnete die Luzerner Zeitung vor, die entweder mit einem Badge, einem Tagesausweis
– jedes Parlamentsmitglied darf pro Sessionstag zwei weitere Zutritte vergeben – oder
einer Medienakkreditierung ins Bundeshaus gelangen. Dass Letztere wohl auch für
Lobbyismus verwendet werde, berichtete die Sonntagszeitung im Januar: Stefan Wild
wirke als Interessenvertreter des Apothekerverbandes TopPharm, gelange aber als
Medienvertreter ins Bundeshaus. Wild, der auch im Vorstand der Schweizer Public
Affairs Gesellschaft (SPAG) sitzt, schreibe freilich auch Berichte für das
Branchenmagazin von TopPharm. 
Gegen Intransparenz hatten sich schon 2014 eine Handvoll Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit – allerdings bisher erfolglosen – Vorstössen stark gemacht. Mit dem
Verein «Lobbywatch» machte sich 2015 auch ein loser Verband von Medienschaffenden
daran, mehr Licht ins Dunkel der verschiedenen Einflusswege zu bringen. Darüber
hinaus setzte die SPAG eine Kommission ein, die über die Einhaltung der seit 2014
geltenden Regeln wachen soll. So müssen Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
Mitglied bei der SPAG sind, deklarieren für wen sie in welcher Funktion lobbyieren.
Häufig würden Lobbyistinnen und Lobbyisten nämlich einfach als Gast oder persönliche
Mitarbeiter ausgewiesen, wusste der Blick zu berichten. Ende August entfernte die
SPAG 15 der rund 230 Mitglieder aus ihrem Register, weil diese der Offenlegungspflicht
nicht nachgekommen seien. 
Immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier begannen sich, wohl auch
aufgeschreckt durch die eingangs erwähnte «Kasachstan-Affäre», am System zu stören.
20 Ratsmitglieder gaben zu Protokoll, ihre Badges nicht (mehr) zu verteilen. Das
«Göttisystem» sei nicht mehr zeitgemäss und die Wandelhalle könne von den
Parlamentsmitgliedern während einer Session gar nicht mehr benutzt werden, um
gegenseitige Gespräche zu führen, gab etwa Thomas Aeschi (svp, ZG) dem Tages-
Anzeiger zu Protokoll und Andrea Caroni (fdp, AR) sprach in der Appenzeller Zeitung von
einem unwürdigen «Badge-Basar». 
Die «Kasachstan-Affäre» sorgte für eine rasante Zunahme der Medienaufmerksamkeit
zum Thema Lobbying. Neben Empörungsbewirtschaftung waren freilich auch Stimmen
zu hören, welche die Interessenvertretung als eminent wichtig für die Politik
verteidigten: Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier seien auf Expertenwissen
und auf Denkanstösse von verschiedenen Seiten angewiesen. Ohne Lobbying würde die
Schweizer Politik nicht funktionieren, zeigten sich etwa die Journalistin Doris Kleck
oder der Politikwissenschafter Fritz Sager im Tages-Anzeiger überzeugt. Es sei nicht
mehr als legitim, dass ein Verband oder eine Firma aktiv versuche, Entscheide
mitzugestalten, von denen ihre Geschäftstätigkeit betroffen sei. Die Teilnahme am
politischen Prozess sei ein «Wesensmerkmal einer funktionierenden Demokratie»
nahm Walter Stüdeli, Geschäftsführer einer Lobbying-Agentur, den Ball weiter auf. 
In einem Beitrag in der Südostschweiz Anfang Februar hatte auch der Bündner
Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) versucht, die Zusammenarbeit zwischen
Parlamentsmitgliedern und Interessenvertreterinnen und -vertretern zu beschreiben.
Es sei zwar richtig, dass während der Session zahlreiche Branchen, aber auch
Wirtschaftsregionen und Kantone mit Anlässen um die Aufmerksamkeit der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier buhlten – oft könne man am Mittag oder am
Abend «zwischen vier oder fünf Anlässen auswählen» –, diese Veranstaltungen dienten
aber nicht dazu, die Parlamentsmitglieder für spezifische Interessen einzuspannen,
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sondern man erhalte dabei eine gute Gelegenheit, sich aus erster Hand zu informieren.
Essen und Trinken sei dabei eher lästige Pflicht – der Sonntagsblick machte die Session
denn auch kurzerhand zur «Fression».
Die Forderung nach mehr Transparenz verstummte hingegen nicht, auch wenn Klaus J.
Stöhlker sie in der Weltwoche als Illusion bezeichnete. Für La Liberté war Transparenz
zur «exigence essentielle» geworden. Freilich gerieten nicht nur die Lobbyisten,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Fokus, die selber als
wichtigste Interessenvertreterinnen und -vertreter fungieren. Dies zeige sich etwa –
wie das St. Galler Tagblatt während der Frühjahrssession vorrechnete – bei der
Landwirtschaftspolitik. 3.6 Prozent im ersten Sektor Beschäftigte würden 0.7 Prozent
der Bruttowertschöpfung erbringen. Der Bund gebe aber am sechstmeisten für die
Landwirtschaft aus, was wohl auch damit zu tun habe, dass 13 Prozent der
Nationalrätinnen und Nationalräte im Agrarsektor arbeiteten – ein Umstand, der auch
dem Alkoholgesetz in der Sommersession in «unverschämter Weise» (Aargauer Zeitung)
zum Erfolg verholfen habe. 
Die NZZ schaute sich im Juli die öffentlich zugänglichen Interessenbindungen genauer
an und kam zum Schluss, dass über hundert Verbände ihren Präsidenten oder ihre
Präsidentin im Parlament hatten. Auf Anfrage der Zürcher Zeitung legten insbesondere
jüngere und rot-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Einkünfte aus
solchen Nebenmandaten offen, während sich eine grosse Mehrheit der bürgerlichen
Parteimitglieder «in Schweigen hüll[t]en». 
Le Temps zeigte Ende August in einer weiteren Analyse der Anzahl Interessenbindungen
auf, dass diese Zahl in den letzten Jahren zugenommen habe – von total 1'876 im Jahr
2010 auf aktuell 2'025 (2015). In einem Fraktionsvergleich zeigte sich, dass in der
aktuellen Legislatur die FDP mit 11.95 Mandaten pro Parlamentssitz am stärksten mit
verschiedenen Interessengruppen verknüpft ist, gefolgt von der CVP (9.63) und der BDP
(9.1). Die SP (7.56) ist laut Le Temps stärker verbandelt als die SVP (6.33). Schlusslichter
bilden die GLP mit 6.14 bzw. die Grünen mit 6.12 Interessenbindungen pro
Fraktionsmitglied. Freilich sage die schiere Zahl an Verbindungen noch nichts über den
tatsächlichen Einfluss von Interessenorganisationen aus, so Le Temps.  
Ebenfalls zum Thema wurde bald auch, wie viel Geld Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für die Interessenvertretung mittels Verwaltungsratsmandaten
verdienten und welche Geschenke und Einladungen sie von wem erhalten – Themen,
die auch Eingang in die nunmehr wesentlich virulenter geführte Diskussion über die
parlamentarischen Vorstösse für mehr Transparenz fanden (z.B. Pa.Iv. 14.472 oder Pa.Iv.
15.437). Gewarnt wurde aber zusehends auch davor, dass mehr Transparenz auch zu
mehr Professionalisierung führen könne.
Nicht in der Politik, sondern in der Verwaltung machte die Weltwoche die stärkste
Beeinflussung von Politik aus: Dort werde die Gesetzgebung nämlich am meisten
beeinflusst. Ruedi Noser (fdp, ZH) merkte dazu in der NZZ an, dass Lobbying als
wichtige Informationsquelle auch als Gegengewicht zur starken Verwaltung wirken
könne. Es sei wichtig, dass Politikerinnen und Politiker gut vernetzt seien, gab Joachim
Eder (fdp, ZG) der Luzerner Zeitung zu Protokoll. 
Auch wenn in der zweiten Jahreshälfte, also nach dem Abflauen der «Kasachstan-
Affäre» das Medieninteresse wieder stark abnahm, dürfte die Berichterstattung doch
auch zu einer gesellschaftspolitischen Sensibilisierung geführt haben. Le Temps
prognostizierte denn auch im Dezember, dass die neu gewählten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wohl vorsichtiger mit Interessenvertretungen umgehen werden. 1

Die Diskussionen um das Milizsystem hielten auch 2015 an. Laut einer Studie von Avenir
Suisse hat in den letzten Jahren das zivilbürgerliche Engagement stark abgenommen
und zwar nicht nur in Vereinen, sondern auch in der Politik. Da diese immer komplexer
und anspruchsvoller werde, finde man auf nationaler Ebene praktisch keine
Milizpolitikerinnen und -politiker mehr; auf kantonaler Ebene nehme die
Professionalisierung ebenfalls zu: Mehr als die Hälfte der kantonalen Politikerinnen und
Politiker würden mehr als 10 Stunden pro Woche für die politische Arbeit aufwenden.
Am meisten mit dem abnehmenden Engagement zu kämpfen habe die kommunale
Ebene, wo vor allem in den Kleinstgemeinden kaum noch politischer Wettbewerb
herrsche. Der Think-Tank schlug als Gegenmassnahme einen obligatorischen,
allgemeinen Bürgerdienst vor – laut der Zeitung Le Temps scheine allerdings sogar
Avenir Suisse «peu convaincu» vom eigenen Vorschlag zu sein: Auf Rückfrage der
Zeitung habe nämlich sogar der Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz,
zugegeben, dass das Hauptproblem, nämlich die Erosion von Werten wie Bürgersinn
oder Solidarität, auch mit einem Bürgerdienst wohl kaum zu lösen sei.  
Weiter angeheizt wurde die Diskussion um den «Mythos» Milizparlament bzw. die
Frage, ob sich politische Arbeit überhaupt noch in Teilzeitpensen bewältigen lasse
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(Tages-Anzeiger), durch den Rücktritt von Alec von Graffenried (gp, BE) aus dem
Nationalrat. Als Grund für die Niederlegung seines Mandats gab der Berner Politiker an,
das politische Amt, seinen Beruf, seine Verbandstätigkeit und Zeit mit seiner Familie
nicht mehr unter einen Hut zu bringen.  
Im Juli versuchte schliesslich auch Economiesuisse eine Lanze für das Milizparlament zu
brechen. Es gebe leider immer weniger Unternehmer in Bundesbern, die aber als
solche wichtige ökonomische Inputs liefern könnten. Der Verband appellierte deshalb
an Unternehmen, das mittlere und obere Kader bei der politischen Arbeit zu
unterstützen. Das Milizsystem als Pfeiler des Erfolgs der Schweiz könne so wieder
gestärkt werden, gab etwa Heinz Karrer der Tribune de Genève zu Protokoll. 2

Eine Halbierung der Bezüge von Parlamentsmitgliedern fordert Roger Köppel (svp, ZH)
mit einer parlamentarischen Initiative. Die «verhängnisvolle Entwicklung», die immer
weiter weg vom eigentlichen Milizparlament führe, solle damit aufgehalten werden, so
der Zürcher SVP-Parlamentarier. Die Höhe der aktuellen Entschädigungen führe dazu,
dass immer weniger Parlamentarierinnen und Parlamentarier noch einem Beruf
nachgingen. Es gäbe je länger je mehr nur noch «Berufspolitiker» oder «privatisierende
Millionäre», aber kaum mehr «Selbstverantwortliche, aktive Unternehmer oder echte
Angestellte». Die Entschädigungen würden zudem einen Anreiz für unnötige und
ausufernde Sitzungen bieten. Köppel, der mit seinem Vorstoss einen altbekannten
Vorschlag von Christoph Blocher aufnahm, schlug konkrete Zahlen vor, die der Hälfte
der aktuell im Parlamentsressourcengesetz aufgeführten Beträge entsprechen: CHF
13'000 Jahreseinkommen für die Vorbereitung der Ratsarbeit; CHF 220 Taggeld; CHF
220 Entschädigung für die Kommissionspräsidien; CH 110 Entschädigung für
Berichterstattung. Diese Ressourcen sollen zudem steuerbar sein. Auch die
steuerfreien Zulagen für die Rats- bzw. Vizepräsidien sollen auf CHF 22'000 bzw. CHF
5'500 gekürzt werden. Explizit ausnehmen wollte Köppel Bereiche, die bereits von
anderen Vorstössen ins Visier genommen wurden: Bezüge für Mahlzeiten,
Mitarbeitende, Übernachtungen oder Reisen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2017
MARC BÜHLMANN

Die Diskussionen um das Milizsystem wurden Anfang 2016 durch eine Ankündigung von
Christoph Blocher, eine Initiative zur Abschaffung des Berufsparlaments lancieren zu
wollen, neu entfacht. Massnahmen gegen die «Classe politique» hätten im Parlament
keine Chance, deshalb wolle er ein Volksbegehren lancieren, mit dem die Bezüge der
Parlamentsmitglieder gekürzt werden sollten. Ein Pauschalsalär – Blocher forderte CHF
50'000 – solle die verschiedenen Vergütungen zwischen CHF 120'000 und 150'000
ersetzen. Die Forderung, die Blocher bereits kurz nach seinem Rücktritt aus dem
Nationalrat gestellt hatte, wolle er als Privatmann realisieren. 
In den Medien wurden Parlamentsmitglieder zum Vorschlag befragt: Während Roland
Büchel (svp, SG) die Idee unterstützte und darauf hinwies, dass im Parlament Leute
sitzen müssten, die daneben arbeiten und «im realen Leben verankert sind», gab
Sebastian Frehner (svp, BS) zu bedenken, dass mit der Lohnsenkung auch der
Arbeitsaufwand gesenkt werden müsste. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
hingegen hielt in Anbetracht von Aufwand und Ertrag die momentane Entschädigung für
angemessen und Beat Jans (sp, BS) warnte, dass er mit weniger Entschädigung und
weniger Zeit eine Vorlage wohl nicht mehr genau prüfen könne. Im Gegensatz zu Peter
Keller (svp, NW), der vor immer mehr «verkappten Berufspolitikern» warnte, die durch
Annahme von Mandaten nicht nur den Milizgedanken untergruben, sondern sich
dadurch auch abhängig machten, hielt Jacqueline Badran (sp, ZH) eine genügende
Entschädigung von Parlamentsmitgliedern für die eigentliche Bedingung politischer
Unabhängigkeit. Ansonsten müsste man sich entweder in den Sold der Wirtschaft
begeben oder sonst könnten sich nur noch Reiche wählen lassen. 
Die Medien zitierten zudem verschiedene Studien, die zeigten, dass das Milizparlament
«längst ein Mythos» sei, da es aufgrund der Komplexität der Geschäfte kaum mehr
möglich sei, nebenamtlich Politikerin oder Politiker zu sein. Es wurde auch darauf
hingewiesen, dass die Schweiz im internationalen Vergleich ein sehr kostengünstiges
Parlament habe. Eine neue, Ende 2016 erschienene Studie aus Lausanne (Pilotti 2017)
zeigte, dass im Zeitraum von 1910 bis 2016 sowohl eine Professionalisierung des
Parlaments als auch eine zunehmende Demokratisierung der Rekrutierung der
Mitglieder im Sinne einer Öffnung für neue soziale Schichten stattgefunden hat.
Diskutiert wurde auch die gesellschaftliche Unterstützung der Milizidee: Das
Milizsystem sei auch deshalb unter Druck, weil es zwar überall gelobt werde, aber die
Milizarbeit vor allem auch auf lokaler Ebene kaum honoriert werde. Immer weniger
Menschen seien bereit, politische Freiwilligenarbeit zu übernehmen. Dies werde zudem
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von den meisten Arbeitgebern auch nicht sonderlich unterstützt. Gefordert wurden
etwa flexible Arbeitszeiten oder die Möglichkeit für Home-Office. 4

Als «kontraproduktiv» bezeichnete das Büro-NR in seinem Bericht die
parlamentarische Initiative Köppel (svp, ZH), mit der die Halbierung der Bezüge von
Parlamentsmitgliedern gefordert wurde. Das bestehende Entschädigungssystem wahre
nicht nur den Milizgedanken, sondern erlaube auch eine effiziente und sachliche
Behandlung der Ratsgeschäfte. Beides sei mit einer Halbierung der Bezüge nicht mehr
gewährleistet, da die Gefahr bestehe, dass nur noch Personen ein Parlamentsmandat
übernehmen würden, die nicht auf Einkommen angewiesen seien – im Bericht des
Büros wurde vor einem «Mandat als Hobby» gewarnt – oder mit ihrem Beruf bereits
eine starke Politikorientierung hätten, wie es beispielsweise bei Verbands- oder
Gewerkschaftsvertretenden der Fall sei. Das Büro verwies zudem auf seine Idee einer
Pauschalregelung, die freilich in der Zwischenzeit zurückgezogen worden sei. 
Eine aus den drei SVP-Mitgliedern bestehende Büro-Minderheit monierte hingegen,
dass die heutige Entschädigung einer gut bezahlten Vollzeitstelle im Berufsleben
entspreche und damit der Entwicklung hin zu einem Berufsparlament Vorschub
geleistet werde. Nur eine Halbierung würde Anreize setzen, dass Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wieder vermehrt einem Beruf ausserhalb des Parlaments
nachgehen würden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.11.2018
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession versenkte der Nationalrat die parlamentarische Initiative Köppel
(svp, ZH), mit der eine Halbierung der Bezüge der Parlamentsmitglieder gefordert
wurde. Unterstützung erhielt der bei der Abstimmung nicht anwesende Zürcher
Nationalrat lediglich von 41 der 63 stimmenden SVP-Fraktionsmitglieder. Die restlichen
22 stimmten gemeinsam mit den anderen 123 anwesende Nationalrätinnen und
Nationalräten für die Beibehaltung der bestehenden Entschädigungen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
MARC BÜHLMANN

«Le grand mythe du parlement de milice» betitelte die Zeitung Le Temps die Diskussion
um eine Studie, mit der Arbeitsbelastung und Einkommen von Parlamentsmitgliedern
untersucht wurden. Im Schnitt wende ein Parlamentsmitglied 50 Prozent seiner Zeit für
Parlaments- und Kommissionssitzungen auf, Vor- und Nachbereitung inklusive. Rechne
man die wichtigen ausserparlamentarischen Kontakte – etwa Medien- und
Öffentlichkeitsarbeit – hinzu, komme man auf einen Beschäftigungsgrad von rund 80
Prozent für einen National- und 70 Prozent für einen Ständerat. Hierfür beziehe das
durchschnittliche Parlamentsmitglied, je nachdem, ob es eine Mitarbeitende oder
einen Mitarbeitenden beschäftige, zwischen CHF 63'000 und CHF 92'200 pro Jahr
(inklusive Spesen aber exklusive allfälliger Mandate von Interessenorganisationen). Um
zu zeigen, wie wenig diese Situation noch mit einem «Milizparlament» zu tun habe, in
welchem man einen Fuss im Stall oder im Büro und den anderen unter der
Bundeshauskuppel habe, beleuchtete Le Temps die Geschichte des Schweizer
Parlaments. Bis in die 1960er Jahre hätten Parlamentsmitglieder ausser Reisespesen
und Sitzungsgelder keine Entschädigungen erhalten. Erst mit der Mirage-Affäre sei ein
Jahreslohn von CHF 3'000 eingeführt worden. Dieser sei ständig angehoben worden,
hätte aber bis weit in die 1990er Jahre kaum gereicht, um davon leben zu können.
Seither könne man aber eine stete Professionalisierung beobachten und es gebe immer
mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier, die neben ihrem Mandat keiner
bezahlten Arbeit mehr nachgingen.  

Nicht nur im Parlament verschwinde der Milizgedanke, sondern auch in der
Gesellschaft. So wurde in einigen Medien der Vorschlag von Avenir Suisse für einen
allgemeinen Bürgerdienst kommentiert. Das Milizsystem sei wegen mangelnder
Teilnahme bedroht, kommentierte etwa die Aargauer Zeitung. Freiwilligenarbeit
rangiere vor allem im öffentlichen Dienst «hinter der Selbstverwirklichung, dem
beruflichen Vorwärtsstrampeln und dem Freizeitvergnügen». Die geringe
Wertschätzung für politische Arbeit aber auch die gestiegenen Ansprüche im
Arbeitsleben trügen das ihre dazu bei. Bei global tätigen Firmen und mit zunehmender
internationaler Vernetzung nehme das Verständnis für das Milizsystem ab, befand auch
der Tages-Anzeiger, der über die Mühen von Lokalpolitikerinnen und -politikern, bei
ihren Arbeitgebern Unterstützung für ihr politisches Amt zu erhalten, berichtete. Das
führe aber auch dazu, dass viele Parlamente vor allem von Mandatsträgerinnen und
-trägern mit flexiblen Jobs besetzt seien. Die «überdurchschnittlich vielen
Geschäftsführerinnen und selbständigen Juristen» seien aber kein Abbild der
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Bevölkerung. Im St. Galler Tagblatt wurde vorgeschlagen, vermehrt nicht-berufstätige
Frauen zu rekrutieren, die, «wenn sie 50 sind [...] und die Kinder ausgezogen [...], Zeit
für neue Aufgaben» hätten. 

Auch der Gemeindeverband, der 2019 zum «Jahr der Milizarbeit» ausgerufen hatte,
löste Diskussionen um das Thema aus. Eine in diesem Kontext entstandene Studie der
Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur bemühte sich insbesondere
Reformvorschläge gegen die zunehmenden Schwierigkeiten von Gemeinden, politisches
Personal zu rekrutieren, aufzuzeigen. Die Studie machte in einer Befragung einiges
Potenzial bei Jugendlichen aus. Rund 20 Prozent der jungen Erwachsenen wären
grundsätzlich interessiert, ein Amt zu übernehmen, seien aber ein «blinder Fleck» in
der Kommunikation der Gemeinden, wenn es um das Anwerben von Kandidierenden für
politische Mandate gehe. Die Studie empfahl 80 Massnahmen, mit denen junge
Erwachsene zu politischem Engagement bewegt werden könnten. In einem vom
Gemeindeverband lancierten Ideenwettbewerb wurden zudem zahlreiche Vorschläge
eingereicht, mit denen politische Ämter auf lokaler Ebene attraktiver gemacht werden
könnten: Erwerbsersatz für Gemeinderäte, Anrechenbarkeit eines Milizamtes an die
Wehrpflicht, den Zivildienst oder die Ausbildung sowie die Gewährung von
Steuerabzügen waren Ideen, mit denen laut Gemeindeverband vor allem eine Debatte
angestossen werden sollte.

Eine breit angelegte Studie der Universität Bern analysierte zwar eine sehr breite
Unterstützung des Milizsystems, die quasi zur DNA der Schweiz gehöre, so die NZZ,
trotzdem bröckle es «an allen Ecken und Enden». Die Studie schlug zwei Massnahmen
vor, um «das Milizland Schweiz nachhaltig zu stärken», wie das St. Galler Tagblatt
zusammenfasste: Mehr Wertschätzung für Freiwilligenarbeit als kurzfristige und eine
Stärkung der politischen Bildung an der Volksschule als längerfristige Massnahme. Die
junge Generation müsse für die Bedeutung des Milizsystems stärker sensibilisiert
werden – so das Fazit der Studie. 7

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Verschiedentlich wurde 2016 die Idee von Losentscheiden in der Demokratie
diskutiert. So schlug etwa der an den Solothurner Literaturtagen auftretende belgische
Historiker David van Reybrouck vor, Wahlen gänzlich durch Losentscheide zu ersetzen.
Eine Ursache der aktuellen Krise der repräsentativen Demokratie sah der Autor von
«Gegen Wahlen. Warum abstimmen nicht demokratisch ist» im Wahlakt selber. Statt
eines Parlaments soll ein Bürgerinnen- und Bürgergremium, das aus der Bevölkerung
ausgelost werde, über politische Sachgeschäfte entscheiden. Neben
Chancengleichheit, besserer Repräsentation und mehr Nähe zur Bürgerschaft
versprach sich der Autor eine stärkere Konzentration auf Sachpolitik, weil niemand um
eine Wiederwahl kämpfen müsste. Kritiker wandten ein, dass ausgeloste Laien – wenn
diese das Los überhaupt akzeptierten – wohl noch viel stärker von Lobbyierenden
beeinflusst würden als gewählte Milizpolitikerinnen und -politiker. Die fehlende Angst
vor einer Wiederwahl erhöhe zudem die Gefahr von Korruption, da eine Kontrolle durch
eine mögliche Abwahl wegfiele. 
Die Befürworterinnen und Befürworter von Zufallsverfahren fügten Erfahrungen aus
Irland ins Feld, wo ein Komitee aus ausgelosten Bürgerinnen und Bürgern eine
Verfassungsreform zum Thema Abtreibung mitgestaltet hatte, die 2015 erfolgreich eine
Volksabstimmung passierte. Häufig wurde auch Aristoteles zitiert, der das Losverfahren
als demokratisch bezeichnet habe. Allerdings ging dabei häufig vergessen, dass
Aristoteles ein Kritiker der antiken Demokratie war, bei der die meisten politischen
Ämter per Los besetzt wurden. In den Medien geisterte zudem die Idee einer
Volksinitiative herum, mit der ein Komitee mit dem Namen «Génération Nomination»
um Charly Pache (FR, piraten) das Losprinzip zur Bestellung des Nationalrats einführen
wolle. 8
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